
 
 
 
 
 
 
 
 

per E-Mail  München, 20. August 2025 

 

 Pressemitteilung  

 

 

Pressesprecher: E-Mail: Dienstgebäude: Internet: 

RiVGH Florian Schlämmer 
Telefon: 089/2130-338 
 

RR Felix Nürnberger 
Telefon: 089/2130-264 

 

presse@vgh.bayern.de Ludwigstr. 23 
80539 München 

www.vgh.bayern.de 

 

Keine Auskunft an die Presse über den Namen eines 

Strafverteidigers in einem staatsanwaltlichen Ermittlungsverfahren 
 

Das Auskunftsinteresse der Presse am Namen eines Strafverteidigers kann im nichtöf-

fentlichen staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren zurückstehen. Denn das Inte-

resse von Beteiligten und Allgemeinheit an der Wahrung der Anonymität in diesem Ver-

fahrensstadium sowie der Schutz des anwaltlichen Mandatsgeheimnisses können 

schwerer wiegen als das Informationsinteresse der Presse. Dies hat der Bayerischen 

Verwaltungsgerichtshof (BayVGH) mit Beschluss vom heutigen Tag entschieden. 

Nach einer Pressekonferenz von Polizei und Staatsanwaltschaft über die Festnahme 

eines Tatverdächtigen wegen eines mutmaßlichen Tötungsdelikts verlangte der Antrag-

steller, ein Journalist einer überregionalen Boulevard-Zeitung, von der Staatsanwaltschaft 

München Auskunft, wie der Strafverteidiger des Tatverdächtigen heiße. Der Antragsteller 

verwies dabei auf eine Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (OVG) Hamburg vom 

7. April 2025, in der ein entsprechender Auskunftsanspruch gegen eine Staatsanwalt-

schaft bejaht wurde. Die Staatsanwaltschaft München verweigerte die Auskunft unter 

Verweis auf das Mandantengeheimnis. Das Verwaltungsgericht München lehnte einen 

daraufhin erhobenen Eilantrag ab. 

Der BayVGH bestätigte nun diese Entscheidung. Fraglich sei bereits, ob eine Auskunft 

über den Namen des Strafverteidigers vom presserechtlichen Auskunftsanspruch erfasst 

sei, wenn die Auskunft nicht auf eine Berichterstattung über den Anwalt, sondern auf eine 

Kontaktaufnahme zum Tatverdächtigen abziele. Jedenfalls überwögen der Schutz der 

Nichtöffentlichkeit des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens sowie das Mandatsgeheim-

nis. Das Ermittlungsverfahren beruhe lediglich auf einem Verdacht und diene der Aufklä-

rung des Sachverhalts. In die Persönlichkeitsrechte der an diesem Verfahren Beteiligten 

dürfe nur in dem Umfang eingegriffen werden, der zur Strafverfolgung nötig sei. Im nicht-

öffentlichen Ermittlungsverfahren sei somit besonders behutsam mit Personendaten um-

zugehen. Auch der Strafverteidiger habe als Organ der Rechtspflege ein schutzwürdiges 

Interesse an einer Arbeit ungestört von Presseanfragen. Mit dem Mandatsgeheimnis 

setze sich die Entscheidung des OVG Hamburg nicht auseinander. Die anwaltliche Ver-

schwiegenheitspflicht sei eine tragende Säule des Anwaltsberufs und die Basis für das 

Vertrauensverhältnis zum Mandanten. Diese könnte durch eine Presseauskunft der 

Staatsanwaltschaft ausgehebelt werden. Auch seien der Anwalt und sein Mandant nicht 

im Wege einer Selbstöffnung an die Presse herangetreten, weder vor noch nach der 

Presseberichterstattung über die Tat bzw. das gegenständliche Auskunftsersuchen. Da-

mit müsse das Auskunftsinteresse des Antragstellers im konkreten Fall zurücktreten. 

Der Beschluss des BayVGH ist unanfechtbar. 

(BayVGH, Beschluss vom 20. August 2025, Az. 7 CE 25.1263) 

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den BayVGH nicht bindet. 


